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A. Ziele 
 

Ziel dieser Fachanweisung ist es, eine einheitliche Umsetzung des § 24 Sozialgesetzbuch Zwölf-
tes Buch (SGB XII) in Hamburg zu gewährleisten. Hierzu erfolgen Vorgaben zu der Anwendung 
von konkretisierungsbedürftigen Rechtsbegriffen sowie Verfahrensregelungen. 

Grundsätzlich sind Sozialhilfeleistungen vom Aufenthalt im Geltungsbereich des SGB abhängig. 
24 SGB XII regelt, unter welchen Voraussetzungen Deutsche mit gewöhnlichem Aufenthalt im 
Ausland ausnahmsweise einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII haben können.  
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B. Vorgaben  
 

1. Allgemeines 

Gemäß § 24 Absatz 1 Satz 1 SGB XII erhalten Deutsche, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland haben, aufgrund des Territorialprinzips (vgl. § 30 Abs. 1 SGB I) grundsätzlich keine 
Leistungen. Das heißt, die Vorschriften der SGB I – XII gelten grundsätzlich nur für Personen, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. Ausnahmen von diesem Grund-
satz werden in § 24 Absatz 1 Satz 2 SGB XII abschließend normiert1.  

2. Zuständigkeit 

2.1 Örtliche Zuständigkeit 

Örtlich zuständig ist der überörtliche Träger der Sozialhilfe, in dessen Bereich die Antrag stel-
lende Person geboren ist (§ 24 Absatz 4 Satz 2 SGB XII). In Hamburg ist das in der Zuständig-
keitsanordnung zur Durchführung des SGB XII  genannte Bezirksamt zentral zuständig. 

Liegt der Geburtsort im Ausland oder ist er nicht zu ermitteln, so ist eine Anfrage an das Bundes-
verwaltungsamt, Referat ZMV III, Barbarastr. 1, 50735 Köln, E-Mail: sp1-verwaltungsaufga-
ben@bva.bund.de, zu richten, das als zuständige Schiedsstelle (vgl. § 24 Absatz 4 Satz 3 SGB 
XII) den örtlich zuständigen Träger festlegt.  

Leben Ehegatten oder Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte bei Einsetzen der So-
zialhilfe zusammen, richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach der ältesten deutschen Person, 
die im Inland geboren ist (§ 24 Absatz 5 Satz 1 SGB XII). Diese braucht selbst nicht Leistungs-
bezieherin zu sein. Lebenspartner i.S.d. § 24 Absatz 5 Satz 1 SGB XII sind auch Personen, die 
in eheähnlicher / lebenspartnerschaftsähnlicher Lebensgemeinschaft (§ 20 Satz 1 SGB XII) zu-
sammenleben. Das Zusammenleben wird durch ein vorübergehendes Ausscheiden aus der Fa-
miliengemeinschaft nicht unterbrochen. Die Familiengemeinschaft ist nur dann unterbrochen, 
wenn feststeht, dass eine dauernde Trennung erfolgen soll. 

Ist keine der genannten Personen im Inland geboren, bestimmt das Bundesverwaltungsamt 
(s.o.) als Schiedsstelle über den zuständigen örtlichen Träger (§ 24 Absatz 5 Satz 2 SGB XII). 
Die Zuständigkeit bleibt bestehen, solange eine Person der Einsatzgemeinschaft Leistungen der 
Sozialhilfe benötigt (§ 24 Absatz 5 Satz 3 SGB XII). Die einmal begründete örtliche Zuständigkeit 
bleibt auch bei wechselnder Familiengruppierung bestehen, solange noch eine Person der Fami-
liengemeinschaft Leistungen benötigt. 

2.2 Sachliche Zuständigkeit 

Für Leistungen von Sozialhilfe für Deutsche im Ausland ist gemäß § 24 Absatz 4 Satz 2 SGB XII 
der überörtliche Träger der Sozialhilfe sachlich zuständig. In Hamburg wurde die Zuständigkeit 

                                                           
1 Soweit diese Fachanweisung zu bestimmten Punkten keine Regelung trifft, können ergänzend  die Ausführungen im „Leitfaden für 
Leistungen an Deutsche im Ausland nach dem SGB XII“ der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe vom 
20.06.2005 herangezogen werden, sofern die dortigen Regelungen den Vorgaben dieser Fachanweisung nicht entgegenstehen. 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_1/__30.html
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB12DAnOHA2006rahmen
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB12DAnOHA2006rahmen
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__20.html
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
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gemäß der Zuständigkeitsanordnung zur Durchführung des SGB XII  auf das dort genannte Be-
zirksamt zentral übertragen. 

2.3 Zusammenarbeit mit den deutschen Dienststellen im Ausland 

Die Träger der Sozialhilfe arbeiten mit den deutschen Dienststellen (Auslandsvertretungen = 
Botschaften, Konsulate) im Ausland zusammen (§ 24 Absatz 6 SGB XII); diese nehmen dabei 
Aufgaben der Träger der Sozialhilfe wahr. Die Auslandsvertretung kann Leistungen der Sozial-
hilfe weder bewilligen noch versagen. Sie hat nur Entscheidungsbefugnisse hinsichtlich der Leis-
tungen nach dem Konsulargesetz (KonsG, s. unter 2.4). Sie kann eine laufende Leistung nach § 
24 SGB XII gegen den Willen des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe nicht einstellen. 

Die Auslandsvertretung nimmt den Antrag auf, prüft diesen auf Vollständigkeit und ermittelt den 
sozialhilferechtlichen Sachverhalt. Ihrer Stellungnahme kommt aufgrund der Ortsnähe besonde-
res Gewicht zu, was die vom Aufenthaltsland zu erwartenden Leistungen und die örtlich erforder-
lichen Aufwendungen für Sozialhilfeleistungen angeht. Sie prüft zudem regelmäßig, ob die Leis-
tungsvoraussetzungen fortbestehen und teilt veränderte Umstände mit. Die Zusammenarbeit wird 
insbesondere auch bei dem sog. Vorortsystem relevant (s. unter 8.) 

2.4 Leistungen nach dem Konsulargesetz 

Wenn die Voraussetzungen nach § 24 SGB XII nicht vorliegen oder die Notlage nur kurzfristig 
besteht, kommt eine Hilfeleistung durch die Auslandsvertretungen nach § 5 Konsulargesetz 
(KonsG) in Betracht. Die Leistungen werden maximal zwei Monate gewährt. Wenn ein gewöhnli-
cher Aufenthalt im Ausland besteht oder die antragstellende Person sich in Untersuchungs- oder 
Strafhaft befindet und die Notlage länger als zwei Monate dauert, ist vom Eintritt der Hilfsbedürf-
tigkeit an (rückwirkend) Hilfe nach § 24 SGB XII zu leisten. Die entsprechenden Aufwendungen 
der Auslandsvertretung sind dann als Vorleistung anzusehen und zu erstatten (zum Erstattungs-
verfahren s. unter 7.4). Hiervon nicht erfasst sind Aufwendungen für eine Rückreise, die die Aus-
landsvertretung auch über § 5 KonsG übernehmen kann.  

3. Antrag 

Es gilt das Antragsprinzip. Leistungen können nur auf ausdrücklichen, wenn auch formlosen An-
trag und nur für Zeiträume nach der Antragstellung erbracht werden. Für den Beginn der So-
zialhilfe gilt grundsätzlich der Tag der Antragstellung (Ausnahme: andere Leistungen sind zu er-
warten, s.u. 5.1). Der Antrag kann wirksam bei deutschen Botschaften und Konsulaten im Aus-
land gestellt werden (vgl. § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB I). 

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit nimmt die Auslandsvertretung den Antrag auf. Für zusammen-
lebende Angehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit genügt die Aufnahme eines Antrags. Die 
Vorprüfung des Antrags erfolgt durch die Auslandsvertretung. 

Die Auslandsvertretung prüft, ob der Antrag vollständig ausgefüllt ist und die Voraussetzungen 
für die Bewilligung von Sozialhilfe gegeben sind. Sie leitet sodann die Antragsunterlagen mit ihrer 
Stellungnahme und einem Vorschlag über die Höhe der Leistung in Euro an den zuständigen 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe oder das Bundesverwaltungsamt als Schiedsstelle weiter.  

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB12DAnOHA2006rahmen
https://www.gesetze-im-internet.de/konsg/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_1/__16.html
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Sie weist die antragstellende Person darauf hin, dass die Auszahlung der Sozialhilfe bzw. die 
Übernahme der Sachleistung erst nach Entscheidung durch den zuständigen Träger der Sozial-
hilfe erfolgen kann. 

3.1 Entscheidung über den Antrag 

Die zuständige Hamburger Dienststelle entscheidet per Bescheid über den Antrag und informiert 
die Auslandsvertretung (Bescheid per verschlüsselter E-Mail zur Kenntnis). Bei laufenden Leis-
tungen ist stets der Beginn der Leistung anzugeben. In die Berechnung der Leistung im Bewilli-
gungsbescheid wird eine ggf. nach § 5 KonsG gezahlte Hilfe mit einbezogen. Eine Auszahlung 
ist von der Hamburger Dienststelle nicht zu veranlassen. Die Auslandsvertretung zahlt den bewil-
ligten Betrag aus und meldet halbjährlich Erstattung an (s. dazu unter 7.4). 

Werden während laufender Leistungen weitere Leistungen beantragt, unterrichtet die Auslands-
vertretung die Hamburger Dienststelle über den zusätzlich beantragten Bedarf und fügt eine Stel-
lungnahme bei. 

 
3.2.1 Bewilligung 
 
Bei einer uneingeschränkten Bewilligung wird der Bescheid einfach bekanntgegeben durch Über-
sendung per Post oder per verschlüsselter E-Mail an die Auslandsvertretung, die die Bekannt-
gabe im Ausland dann vornimmt. Bei einer nur teilweisen Bewilligung oder Ablehnung der Leis-
tung ist eine formelle Zustellung vorzunehmen (s. unter 3.2.2). 
 
3.2.2  (Teil-)Ablehnung – Widerspruch – Klage  
 

Wenn die Auslandsvertretung den Antrag mangels Hilfebedarfs oder aus anderen Gründen für 
unbegründet hält, teilt sie dieses der antragstellenden Person mit und leitet die Antragsunterlagen 
nur zur Bearbeitung weiter an die im Inland zuständige Dienststelle, wenn die antragstellende 
Person einen förmlichen Bescheid wünscht. Die Auslandsvertretung kann mangels Zuständigkeit 
keinen Bescheid erlassen. 

Sind nach der Prüfung durch die zuständige Behörde in Hamburg die Voraussetzungen für Sozi-
alhilfeleistungen nicht gegeben oder eine teilweise Ablehnung erforderlich, ist ein Ablehnungs-
bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung zu erlassen (s. Vordruck in OPEN/PROSOZ). In dem 
Muster des Ablehnungsbescheids ist eine Rechtsbehelfsbelehrung für die Zustellung in Deutsch-
land und eine Rechtsbehelfsbelehrung für die Zustellung im Ausland enthalten. Je nachdem wo 
im Einzelfall die Zustellung erfolgt, ist die richtige Rechtsbehelfsbelehrung auszuwählen und die 
andere zu löschen.  

Der Ablehnungsbescheid ist in doppelter Ausfertigung der Auslandsvertretung gemäß § 9 Absatz 
1 Nr. 2 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) mit der Bitte zuzuleiten, die Erstausfertigung 
der antragstellenden Person zuzustellen. Die Auslandsvertretung übersendet nach der Zustellung 
den Zustellungsnachweis an die Hamburger Dienststelle (dies kann mehrere Wochen oder Mo-
nate dauern).  

Legt die antragstellende Person Widerspruch bei der Auslandsvertretung ein, so leitet diese den 
Widerspruch unter Angabe des Eingangsdatums und mit einer Stellungnahme zu dem streitigen 
Sachverhalt an die Hamburger Dienststelle weiter. Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, ist 

http://www.gesetze-im-internet.de/vwzg_2005/__9.html
http://www.gesetze-im-internet.de/vwzg_2005/__9.html
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ein Widerspruchsbescheid zu fertigen. Dabei ist in der Rechtsbehelfsbelehrung auf die verlän-
gerte Klagefrist von drei Monaten bei Zustellung im Ausland gemäß § 87 Absatz 1 Satz 2 SGG 
hinzuweisen. Die Zustellung des Widerspruchsbescheids erfolgt ebenfalls nach § 9 Absatz 1 
Nummer 2 VwZG (s. o.), es sind die gleichen Vorgaben zu beachten wie bei einem Ablehnungs-
bescheid. 

 
4. Leistungsberechtigte, § 24 Absatz 1 SGBX II 

Eine Leistung an Deutsche mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland kann gemäß § 24 Absatz 1 
Satz 2 SGB XII ausnahmsweise bewilligt werden, soweit dies wegen einer außergewöhnlichen 
Notlage unabweisbar ist und zugleich nachgewiesen wird, dass eine Rückkehr in das Inland aus 
den in § 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer1-3 SGB XII genannten Gründen nicht möglich ist.  

4.1  Staatsangehörigkeit 

Wer Deutscher ist, ergibt sich aus Artikel 116 Grundgesetz. Als Nachweis genügt in der Regel 
ein gültiger Reisepass oder Bundespersonalausweis. Im Zweifelsfall ist die Vorlage eines Staats-
angehörigkeitsausweises oder einer Bescheinigung über die Rechtsstellung als Deutscher zu 
verlangen.  

4.2 Gewöhnlicher Aufenthalt im Ausland 

Der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland im Sinne des § 24 SGB XII besteht an dem Ort, den 
die antragstellende Person nicht nur vorübergehend zum Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen 
gewählt hat. Das setzt eine gewisse Verfestigung der beruflichen, familiären und sozialen Le-
bensverhältnisse voraus. Der Aufenthalt muss legal und auf Dauer angelegt sein, und bereits 
eine längere Zeit bestehen. Es ist dabei auch auf den Zweck des Aufenthalts abzustellen. Auf-
enthalte zu Studienzwecken, Besuchs- und Urlaubsreisen fallen nicht darunter.  

Die Leistung nach § 24 SGB XII kann auch in einem anderen als dem Land des gewöhnlichen 
Aufenthalts erbracht werden. Ein im Ausland eingetretener Leistungsanspruch nach § 24 SGB 
XII kann auch in Deutschland erfüllt werden, sofern der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland bei-
behalten wird und die Rückkehr ins Ausland nach erbrachter Leistung weiterhin zwingend not-
wendig ist. 

Hat die antragstellende Person keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland, so kann ihr nur im 
Rahmen des § 5 KonsG geholfen werden (s. unter 2.4). 

4.3 Außergewöhnliche Notlage 

Es muss eine „außergewöhnliche Notlage“ vorliegen. Das heißt, die Notlage muss in ihrer In-
tensität deutlich über diejenigen Notlagen hinausgehen, denen üblicherweise mit Mitteln der So-
zialhilfe zu begegnen ist. Es müssen besonders bedeutsame, existenzielle Rechtsgüter konkret 
und unmittelbar gefährdet oder verletzt sein. Das ist gegeben, wenn unmittelbare Lebensgefahr 
besteht oder eine erhebliche Beeinträchtigung des Lebens, der Gesundheit oder der körper-
lichen Integrität, oder der Grundvoraussetzungen für eine menschenwürdige Existenz. Eine 
außergewöhnliche Notlage ist auch anzunehmen, wenn die antragstellende Person gesundheits-, 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgg/__87.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html
https://www.gesetze-im-internet.de/konsg/__5.html
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behinderungs- oder altersbedingt außerstande ist, für ihren Lebensunterhalt im Ausland aufzu-
kommen, weil dann davon auszugehen ist, dass existenzielle Rechtsgüter konkret und unmittel-
bar gefährdet sind.  

Auch ein bedeutender Schaden für ein vergleichbar existentielles Rechtsgut (z.B. eine angemes-
sene Schulbildung bei Kindern) kann darunter fallen. Welche Schulbildung angemessen ist, 
richtet sich nach den besonderen Verhältnissen im Aufenthaltsland. Kosten für eine öffentliche 
Schule können nur übernommen werden, wenn die Schulpflicht nicht zumutbar auf andere Weise 
erfüllt werden kann.   

Wurde die Notlage in Eigeninitiative vor der Antragstellung behoben, ist der Antrag abzulehnen. 

4.4 Unabweisbarkeit der Leistung 

Die Hilfeleistung muss das einzige geeignete Mittel sein, um die außergewöhnliche Notlage im 
Ausland abzuwenden. An der Unabweisbarkeit fehlt es insbesondere, wenn die finanziellen Be-
darfe vor der Antragstellung bereits anderweitig gedeckt wurden. Eine Rückkehr nach Deutsch-
land zur Inanspruchnahme der Hilfe ist in diesen Fällen nicht möglich oder nicht zumutbar. Bei 
einem einmaligen Bedarf ist die Leistung nicht unabweisbar, wenn der antragstellenden Person 
zumutbar ist, den Bedarf innerhalb kurzer Zeit selbst durch Ansparen tatsächlich zu decken.  

4.5 Erforderliche Gründe für eine Unmöglichkeit der Rückkehr 

Die Rückkehr nach Deutschland muss aus den in § 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1-3 SGB XII 
genannten Gründen objektiv unmöglich sein. Es handelt sich bei den genannten Hinderungsgrün-
den nicht um Beispiele zur Konkretisierung einer Härte oder Zumutbarkeit, sondern um eine ab-
schließende Aufzählung.  

Die Unmöglichkeit der Rückkehr in das Inland ist von der antragstellenden Person nachzuweisen. 
Eine einfache Glaubhaftmachung (z.B. durch eine eidesstattliche Versicherung o.ä.) genügt nicht. 
Daneben gilt der Amtsermittlungsgrundsatz. Können Nachweise trotz eigener Bemühung und im 
Wege der Amtsermittlung nicht erbracht werden, geht dies zu Lasten des Hilfesuchenden. Der 
Antrag ist dann abzulehnen. 

4.5.1 Pflege und Erziehung eines Kindes, das aus rechtlichen Gründen im Ausland bleiben 
muss  

§ 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 SGB XII betrifft Fälle der Pflege und Erziehung eines Kindes 
(unter 18 Jahren), das aus rechtlichen Gründen im Ausland bleiben muss.  

Die Regelung erfasst deutsche Eltern bzw. Personensorgeberechtigte, die im Ausland ein Kind 
erziehen, dem aufgrund dort geltender Rechtsvorschriften die Ausreise verboten ist. In diesen 
Fällen soll dem Elternteil, der Sozialhilfe begehrt und der faktisch (ohne das Kind) nach Deutsch-
land zurückkehren könnte, die Trennung vom Kind nicht zugemutet werden. Die Eltern müssen 
hier entsprechende Nachweise erbringen. 

Erfasst ist nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts auch der Fall, dass ein deutsches 
Kind Leistungen begehrt, das wegen des gewöhnlichen Aufenthalts seiner sorgeberechtigten El-
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tern und damit wegen seiner eigenen Pflege und Erziehung im Ausland rechtlich an einer Rück-
kehr gehindert ist. Bestimmen die Eltern oder ein Elternteil, dass das Kind im Ausland leben soll, 
ist die Rückkehr dem Kind rechtlich unmöglich. Dabei ist es unerheblich, ob für die Eltern die 
Möglichkeit besteht, ins Inland zurückzukehren. Der fehlende Rückkehrwille der Eltern wird dem 
Kind nicht zugerechnet.  

4.5.2 Längerfristige stationäre Betreuung in einer Einrichtung oder Schwere der Pflegebedürftig-
keit 

§ 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, 1. Alternative SGB XII betrifft Fälle einer längerfristigen stati-
onären Betreuung in einer Einrichtung. Gemeint sind Fälle einer tatsächlichen stationären 
Unterbringung in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder Behinderteneinrichtung. Die stationäre 
Unterbringung an sich hat nicht zwingend eine objektive Unmöglichkeit der Rückkehr zur Folge, 
vielmehr muss im Einzelfall nachgewiesen werden, dass die stationäre Unterbringung erforderlich 
ist und einer Rückkehr entgegensteht. Unter einer längerfristigen Betreuung ist eine solche zu 
verstehen, die prognostisch bei Eintritt der außergewöhnlichen Notlage beurteilt wird. Sie liegt 
vor, wenn eine gewisse Zeitspanne umfasst ist und kein konkretes Ende bestimmt werden kann. 
Bei einer Unterbringung von mindestens sechs Monaten ist immer von einer längeren stationären 
Betreuung auszugehen. Der Begriff „längerfristig“ ist jedoch ggf. auch in Relation zur Lebenser-
wartung zu sehen (z.B. nur noch kurze Lebenserwartung wegen tödlicher Erkrankung). Es muss 
anhand der von der antragstellenden Person eingereichten Unterlagen eine Einzelfallentschei-
dung erfolgen.  

Die Schwere der Pflegebedürftigkeit (§ 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, 2. Alternative SGB XII) 
ist nicht ohne weiteres gegeben, wenn ein bestimmter Pflegegrad vorliegt; jedoch kann dieser als 
Indiz dienen, ob der erforderliche Schweregrad der Pflegebedürftigkeit erreicht ist. Die Schwere 
der Pflegebedürftigkeit ist nur dann ein Rückkehrhindernis, wenn dadurch ein Rücktransport aus-
geschlossen ist, sie also kausal für die Unmöglichkeit der Rückkehr ist. Eine aufgrund der Pfle-
gebedürftigkeit bestehende Transportunfähigkeit rechtfertigt immer die Annahme der Unmöglich-
keit der Rückkehr. Auch die Gefahr von Gesundheitsschäden bei einem Rücktransport ist dafür 
ausreichend, wenn es sich um nachweisbare, medizinische Gründe handelt. Die antragstellende 
Person hat entsprechende aussagekräftige Unterlagen, ggf. mit Übersetzung, einzureichen, da-
mit die Hamburger Dienststelle das Vorliegen der Voraussetzungen prüfen kann. 

4.5.3 Hoheitliche Gewalt 

§ 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SGB XII regelt Fälle, in denen die antragstellende Person im 
Ausland inhaftiert ist oder dem das Aufenthaltsland die Ausreise aus sonstigen Gründen verwei-
gert (z.B. Ausreiseverbot, Hausarrest). Die hoheitliche Gewalt muss vom Aufenthaltsland aus-
gehen. Nicht erfasst sind Fälle höherer Gewalt (z.B. Bürgerkrieg, Naturkatastrophen), die eine 
Rückkehr tatsächlich unmöglich machen (dann ist ggf. Hilfe nach § 6 KonsG durch die Auslands-
vertretung zu leisten).  

4.6 Ermessen 

Liegen die genannten Voraussetzungen für die Hilfegewährung vor, ist das Ermessen, ob Hilfe 
gewährt wird, in der Regel auf null reduziert und Leistungen sind dem Grunde nach zu gewähren. 
Art und Umfang der Leistung ist im Rahmen des Auswahlermessens unter Berücksichtigung des 
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Lebensstandards im Ausland zu bestimmen. Die Leistung muss geeignet sein, die außergewöhn-
liche Notlage zu beseitigen. Hier ist ggf. eine Abstimmung mit der Auslandsvertretung über die 
Höhe der erforderlichen Leistung nötig. 
 

5. Nachrang, § 24 Absatz 2 SGB XII 

§ 24 Absatz 2 SGB XII ist eine Spezialregelung des allgemeinen Nachrangs von Sozialhilfe nach 
§ 2 SGB XII. Ist ausreichendes eigenes Einkommen oder Vermögen vorhanden oder können Un-
terhaltspflichten gegen Dritte durchgesetzt werden, werden keine Leistungen gewährt. Es liegt 
auch ein Leistungsausschluss vor, wenn Leistungen vom Aufenthaltsland oder von anderen er-
bracht werden oder auch nur zur erwarten sind. Zu erwarten sind Leistungen, wenn sie überwie-
gend wahrscheinlich sind; es handelt sich um eine Prognoseentscheidung.  

Es besteht für Deutsche im Ausland kein Wahlrecht zwischen deutscher und ausländischer So-
zialhilfe. Leistungen des Aufenthaltslandes sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 

5.1 Leistungen des Aufenthaltslandes 

Die antragstellende Person muss einen Rechtsanspruch auf Leistungen gegen das Aufenthalts-
land oder eine dortige staatliche Institution haben. Der Rechtsanspruch kann sich aus innerstaat-
lichem Recht oder zwischenstaatlichen Verträgen oder Übereinkommen ergeben.  

Vorrangig in Anspruch zu nehmen sind vergleichbare Leistungen z.B. in 

 Belgien, Dänemark, Estland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien und Nordirland, 
Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, die Niederlande, Norwegen, Portugal, Schweden, 
Spanien und der Türkei (Europäisches Fürsorgeabkommen (EFA) v. 11.12.1953) 

 Österreich (Abkommen über Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflege v. 17.1.1966) 
 den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Gleichbehandlungsgrundsatz: Art. 18 

im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV); Art. 24 der Richtlinie 
2004/38/EG (Freizügigkeitsrichtlinie) vom 29. April 2004; Art. 11 der Richtlinie 
2003/109/EG (Daueraufenthaltsrichtlinie) vom 25. November 2003) (Recherche zu ein-
zelnen Leistungen in den Mitgliedsstaaten möglich unter: https://www.missoc.org/missoc-
information/missoc-vergleichende-tabellen-datenbank/?lang=de und https://ec.eu-
ropa.eu/social/main.jsp?catId=858&langId=de) 

 der Schweiz (Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen 
Gemeinschaft vom 21.06.1999) 

 
Ansonsten sind Leistungen im Ausland vorrangig in Anspruch zu nehmen, die nach dem in-
nerstaatlichen Recht des Aufenthaltslands Ausländern zustehen. Hier ist insbesondere zu prüfen, 
ob Ansprüche in Ländern gegeben sein könnten, mit denen ein Sozialversicherungsabkommen 
besteht (nur Länder außerhalb der EU: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/zwei-
seitige-abkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=10; EU und Länder außerhalb der EU: Sozial-
versicherungsabkommen mit Deutschland | Deutsche im Ausland e.V. (deutsche-im-ausland.org). 
In Betracht kommen hier insbesondere Abkommen über Kranken- und Pflegeversicherungsan-
sprüche sowie Kindergeldansprüche. 

Die antragstellende Person ist in allen diesen Fällen zunächst darauf zu verweisen, im Aufent-
haltsland entsprechende Anträge zu stellen, wenn zu erwarten ist, dass ein Leistungsanspruch 
dort besteht. Sie hat darzulegen und ggf. auch zu beweisen, dass sie Leistungen durch das Auf-

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__2.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl256015.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl256015.pdf%27%5D__1627308078825
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl269s1285.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl269s1285.pdf%27%5D__1617099287656
https://www.missoc.org/missoc-information/missoc-vergleichende-tabellen-datenbank/?lang=de
https://www.missoc.org/missoc-information/missoc-vergleichende-tabellen-datenbank/?lang=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=858&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=858&langId=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:22002A0430(01)&from=DE
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/zweiseitige-abkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/zweiseitige-abkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.deutsche-im-ausland.org/absicherung-und-finanzen/sozialversicherung-im-ausland/sozialversicherungsabkommen.html
https://www.deutsche-im-ausland.org/absicherung-und-finanzen/sozialversicherung-im-ausland/sozialversicherungsabkommen.html
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enthaltsland nicht erhält oder nicht erwarten kann. Es muss erkennbar sein, dass das Aufent-
haltsland entsprechende Leistungen abgelehnt hat (z. B. Ablehnungsbescheid mit Übersetzung) 
bzw. warum Leistungen des Aufenthaltslandes nicht in Frage kommen (z. B. Fehlen einer ent-
sprechenden gesetzlichen Regelung). Nach einer Ablehnung und bei Vorliegen der übrigen Vo-
raussetzungen nach § 24 SGB XII sind Leistungen in diesem Fall erst ab der Ablehnungsent-
scheidung des Aufenthaltslandes zu gewähren. Die antragstellende Person kann nicht darauf 
verwiesen werden, im Aufenthaltsland eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen. 

5.2 Umfang von Leistungen des Aufenthaltslandes oder anderer 

Reichen die vorrangigen Leistungen des Aufenthaltslandes zur Deckung des Bedarfs der antrag-
stellenden Person nicht aus, sind ergänzende Leistungen nach § 24 SGB XII nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen, insbesondere wenn Ausländer weniger erhalten als eigene Staatsangehörige. 
Der antragstellenden Person muss die Führung eines Lebens möglich sein, das der Würde des 
Menschen entspricht, insbesondere das physische Existenzminimum muss gewährleistet sein. 
Das Leistungsniveau richtet sich gemäß § 24 Absatz 3 SGB XII nach den besonderen Verhält-
nissen im Aufenthaltsland (vgl. unter 6.).  

5.3 Einkommen und Vermögen 

Für die Ermittlung des Einkommens und Vermögens gelten grundsätzlich die Vorschriften des 
Elften Kapitels SGB XII entsprechend. Freibeträge werden jedoch in der Regel als Einkommen 
berücksichtigt, soweit sie in gleicher Weise wie das übrige Einkommen geeignet sind, eine au-
ßergewöhnliche Notlage zu beseitigen. Gleiches gilt für § 83 SGB XII. Die Ausnahmeregelung 
des § 90 Abs. 2 SGB XII findet grundsätzlich keine Anwendung, außer wenn durch die Verwer-
tung der Vermögensgegenstände die außergewöhnliche Notlage nicht beseitigt werden kann.  

Auch Leistungen, die das Aufenthaltsland an die antragstellende Person aufgrund von Sozialver-
sicherungsabkommen oder aufgrund von Gesetzen leistet, sind als Einkommen einzusetzen. So-
zialversicherungsabkommen bestehen je nach Land über Ansprüche aus der Rentenversiche-
rung, Arbeitslosenversicherung, Unfallversicherung, Kranken- und Pflegeversicherung sowie auf 
Kindergeld.  

Die Vorschriften der §§ 19 Abs. 1 und 3, 20 SGB XII sind sinngemäß anzuwenden.  

Zur Haushaltsgemeinschaft gehören alle Personen, die mit der antragstellenden Person und 
ihren hilfebedürftigen Angehörigen zusammenleben, auch wenn sie selbst nicht leistungsberech-
tigt sind. Daher ist auch ihr Einkommen und Vermögen anzugeben. Bei der Hilfe zum Lebensun-
terhalt wird das ermittelte Einkommen der Haushaltsgemeinschaft voll auf den Bedarf angerech-
net.  

Gemäß § 24 Absatz 3 SGB XII richtet sich der Einsatz von Einkommen und Vermögen des 
Hilfesuchenden nach den besonderen Verhältnissen im Aufenthaltsland.   

Hält sich eine unterhaltspflichtige Person im Bundesgebiet auf, so gilt § 94 SGB XII. Lebt sie 
dagegen außerhalb des Geltungsbereiches des SGB XII, so sind die tatsächlichen und rechtli-
chen Möglichkeiten seiner Inanspruchnahme mithilfe der zuständigen deutschen Auslands-
vertretung zu klären. Tatsächlich geleistete Unterhaltszahlungen zählen zum Einkommen.  

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__83.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__90.html
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/zweiseitige-abkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/zweiseitige-abkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__94.html
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6. Art und Maß der Leistungen 

Art und Maß der Leistung richten sich gem. § 24 Absatz 3 SGB XII nach den besonderen Ver-
hältnissen im Aufenthaltsland, also nach dem dortigen Lebensstandard. § 9 SGB XII ist ent-
sprechend anzuwenden. 

6.1 Arten der Sozialhilfe 

Die Art der Hilfeleistung richtet sich nach den Verhältnissen im Aufenthaltsland. In aller Regel 
kommt eine Geldleistung aus folgenden Bereichen in Betracht:   

• Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 – 40 SGB XII) 
• Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 – 52 SGB XII, insbes. Krankenhilfe und Hilfe bei Schwan-

gerschaft und Mutterschaft) 
• Hilfe zur Pflege (§§ 61 – 66a SGB XII) 
• Eingliederungshilfe (§ 101 SGB IX) 

 

6.2 Maß der Sozialhilfe  

Es ist im Einzelfall - ggf. mit Hilfe der Auslandsvertretung - zu ermitteln, inwieweit sich der durch-
schnittliche Lebensstandard im Aufenthaltsland von demjenigen im Inland unterscheidet. Das 
kann zur Folge haben, dass das deutsche Lebens- und Unterstützungsniveau in Ländern mit 
geringem Lebensstandard unterschritten wird. Alle Hilfearten sind grundsätzlich am Versor-
gungsniveau im Aufenthaltsland auszurichten.  

Allerdings ist bei der Bemessung der Leistung darauf zu achten, dass der antragstellenden Per-
son die Führung eines menschenwürdigen Lebens möglich sein muss. Kann die außerge-
wöhnliche Notlage nicht anders beseitigt werden, sind auch über dem Durchschnittsniveau des 
Aufenthaltslands liegende Leistungen zu gewähren (z.B. in Ländern der Dritten Welt). 

Zahlt das Aufenthaltsland Ausländern niedrigere Leistungen als eigenen Staatsangehörigen, 
sind ergänzende Leistungen nach § 24 Abs. 2 SGB XII möglich. Führt die Leistung nach § 24 
SGB XII zu einer Kürzung oder Versagung der Leistungen des Aufenthaltslandes, ist zu prüfen, 
ob die bewilligte ergänzende Leistung im Hinblick auf die Anrechnungsvorschriften des Aufent-
haltslandes noch sinnvoll ist. Die antragstellende Person hat die für die Prüfung erforderlichen 
Unterlagen (ggf. mit Übersetzung) vorzulegen. 

Die Leistung nach § 24 SGB XII kann als Darlehen (§§ 37, 38, 91 SGB XII) gewährt werden. Das 
Darlehen soll – soweit nach Ortsrecht zulässig – durch dingliche Rechte am Vermögen der an-
tragstellenden Person gesichert werden. In welcher Weise dies erfolgen kann, ist mit den jewei-
ligen Auslandsvertretungen zu klären.  

6.3 Einzelne Hilfearten  

6.3.1 Hilfe zum Lebensunterhalt 

Bei der Festlegung von Art und Maß der Hilfe sollen die Bestimmungen des 3. Kapitels SGB 
XII sinngemäß angewendet werden, soweit die besonderen Verhältnisse im Aufenthaltsland dem 
nicht entgegenstehen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__9.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__101.html
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Hat eine Auslandsvertretung mehr als zehn Fälle zu betreuen, für die mehr als zwei überörtliche 
Träger der Sozialhilfe zuständig sind, sollen für die Leistungen zum Lebensunterhalt durch den 
jeweils zuständigen Vorortträger Regelbedarfe2 gebildet werden (s.u. 8.).  

6.3.2 Hilfen zur Gesundheit  

Für Hilfen zur Gesundheit sind §§ 47 – 52 SGB XII entsprechend anzuwenden. Diese beinhalten 
insbesondere die Krankenhilfe und Hilfen bei Schwangerschaft und Mutterschaft. Die notwendi-
gen Kosten sind unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Ausland in ortsüblicher Höhe zu 
übernehmen. 

Für einmalige oder laufende Hilfen bei Krankheit bis zu zwei Monaten gilt bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen § 5 KonsG, Leistungen nach § 24 SGB XII scheiden dann aus. Daher kommen 
Hilfen zur Gesundheit nur für Personen in Betracht, die einen längeren Bedarf als zwei Monate 
haben oder die zusätzlich laufende Hilfe zum Lebensunterhalt oder eine andere laufende Leis-
tung der Sozialhilfe beziehen. 

6.3.3 Hilfe zur Pflege  

Es sind die §§ 61 – 66a SGB XII entsprechend anzuwenden. 

Eine Einstufung in Pflegegrade nach dem SGB XI ist in der Regel nicht möglich, weil die dafür 
zuständigen medizinischen Dienste der Krankenkassen im Ausland nicht vorhanden sind. Es 
kann in diesen Fällen auf die Unterstützung der Vertrauensärzte der Botschaft zurückgegriffen 
werden, um den Schweregrad der Pflegebedürftigkeit zu ermitteln. Diese Prüfung ist gerade im 
Hinblick auf § 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 2. Alternative SGB XII wichtig. 

6.3.3 Eingliederungshilfe 

§ 101 SGB IX regelt die Eingliederungshilfe für Deutsche im Ausland. Die Zuständigkeit liegt in 
Hamburg bei dem Bezirksamt Wandsbek (W/EH, s. Zuständigkeitsanordnung SGB IX). Für die 
Leistungsgewährung nach § 101 SGB IX verweist die Fachanweisung zu § 90 SGB IX auf die 
Ausführungen in dieser Fachanweisung, die entsprechend anwendbar sind. 

6.3.4 Sonstige Hilfen 

Für die Übernahme von Bestattungskosten entsprechend § 74 SGB XII müssen die Vorausset-
zungen des § 24 SGB XII bei der antragstellenden Person, nicht bei der verstorbenen Person, 
vorliegen. Auch auf eine bisherige Hilfeleistung an die verstorbene Person im Ausland kommt es 
nicht an. Es muss aufgrund der Bestattungskosten eine außergewöhnliche Notlage im Sinne des 
§ 24 Absatz 1 Satz 2 SGB XII für die antragstellende Person bestehen. Das ist bei einer bloßen 
Forderung eines Bestattungsunternehmens nicht der Fall, auch wenn die antragstellende Person 
diese Forderung nicht begleichen kann; in diesem Fall ist sie auf eine vertragliche Lösung mit 
dem Bestattungsunternehmen zu verweisen.  

                                                           
2 Gemeint sind nicht die Regelbedarfe des § 28 SGB XII, sondern Pauschalen, die je nach Land festgelegt werden. 

https://www.gesetze-im-internet.de/konsg/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__101.html
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB9DAnOHA2020rahmen
https://www.hamburg.de/sozialbehoerde/fa-sgbix/13805120/fa-sgbix-90/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__74.html
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7. Aufgaben der Auslandsvertretung 

7.1 Kosten der Rückreise nach Deutschland  

Die Durchführung und Finanzierung einer Rückreise nach Deutschland ist nicht Aufgabe des 
überörtlichen Trägers der Sozialhilfe, sondern der Auslandsvertretungen. Rechtsgrundlage ist 
hierfür das Konsulargesetz. 

7.2 Überbrückungshilfen (Vorauszahlungen)  

Die Auslandsvertretungen sind nach dem Konsulargesetz berechtigt, für die Dauer von bis zu 
zwei Monaten Leistungen zu erbringen (§ 5 Abs. 6 KonsG). Im Fall der späteren Bewilligung von 
Leistungen nach § 24 SGB XII wird diese mit den Leistungen der Auslandsvertretung verrechnet 
und es erfolgt eine Erstattung an die Auslandsvertretung für die Vorauszahlungen (s. unter 7.4). 

7.3 Überprüfung der Leistungsvoraussetzungen vor Ort 

Die Auslandsvertretung prüft in mindestens jährlichen Abständen, ob die Voraussetzungen für 
die Fortsetzung der bewilligten laufenden Leistungen noch vorliegen. Über Änderungen unter-
richtet sie die in Hamburg zuständige Dienststelle. Sie stellt gleichzeitig sicher, dass vor Ort inso-
weit Zahlungen vorerst nicht mehr vorgenommen bzw. Sachleistungen nicht mehr erbracht wer-
den. Die endgültige Entscheidung trifft die Hamburger Dienststelle. 

7.4 Auszahlung und Abrechnung des vor Ort geleisteten Sozialhilfeaufwandes 

Aufwendungen für Sozialhilfeleistungen, die durch die Auslandsvertretung erbracht werden, wer-
den dieser erstattet. Die Auslandsvertretung übersendet der in Hamburg zuständigen Dienst-
stelle halbjährlich ein Aufforderungsschreiben mit allen erforderlichen Angaben und Bank-
daten. Ein Doppel erhält die zuständige Legationskasse im Auswärtigen Amt in Berlin (Referat 
109-2). Es ist von der zuständigen Hamburger Dienststelle eine entsprechende Zahlung zu ver-
anlassen. Sofern bei der Abrechnung mit der Auslandsvertretung Probleme auftreten, sind diese 
zunächst mit der Auslandsvertretung zu klären.  

Kommt zwischen der Auslandsvertretung und dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe eine Eini-
gung über die Erstattung der anerkannten Zahlungen und die Vorauszahlung nicht zustande, ist 
dem Auswärtigen Amt (Referat 511) zu berichten, das sich gegebenenfalls mit dem überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe in Verbindung setzt oder Weisung erteilt, wie weiter zu verfahren ist. 

8. Vorortsystem 

Das Vorortsystem für § 24 SGB XII geht auf eine Vereinbarung der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS) zurück. Danach ist in Fragen von allgemeiner 
und grundsätzlicher Bedeutung ein festgelegter überörtlicher Träger der Sozialhilfe zustän-
dig (sog. Vorortträger).  

Zu den Fragen von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung gehört insbesondere die Fest-
legung und Änderung des Regelbedarfs, Heizkostenbeihilfen, Heimpflegekosten, soweit für 
ihre Festsetzung ein praktisches Bedürfnis besteht. Ein praktisches Bedürfnis wird für die Festle-
gung des Regelbedarfs angenommen, wenn in einem bestimmten Aufenthaltsland mehr als 

https://www.gesetze-im-internet.de/konsg/__5.html
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zehn Sozialhilfefälle zu betreuen sind, für die mehr als zwei überörtliche Träger der Sozialhilfe 
im Bundesgebiet zuständig sind. 

Hamburg hat die Zuständigkeit für die Länder Großbritannien, Nordirland, Irland und Israel 
als Vorortträger. Sofern die Festlegung von Regelsätzen oder Klärung von Fragen erforderlich 
wird, ist das zuständige Referat in der Sozialbehörde, SI 22, zu informieren, das die Berechnung 
oder Prüfung vornimmt und die Regelsätze oder das Ergebnis der Prüfung an die Hamburger 
Dienststelle und die anderen überörtlichen Träger übermittelt. 

 

9. Regelbedarfe im Ausland 

Die Auslandsvertretungen sind generell ermächtigt, bei Kursschwankungen den Regelbedarf vo-
rübergehend herabzusetzen oder bis zu 20 v. H. aufzustocken. Als vorübergehend gilt ein Zeit-
raum bis zu zwei Monaten. 

Verhandlungspartner des Vorortträgers ist, wenn mehrere Auslandsvertretungen in einem Land 
vorhanden sind, die Botschaft. 

Hält eine der im Gastland tätigen Auslandsvertretungen die Sätze für die Leistungen nicht mehr 
für angemessen, berichtet sie der Botschaft. Diese stellt zunächst Einvernehmen mit den übrigen 
Vertretungen im Lande her und verhandelt dann mit dem Vorortträger. Unterschiede in den ein-
zelnen Provinzen des Gastlandes sind dabei in den vorgeschlagenen Sätzen zu berücksichtigen. 

Bei dem Vorschlag für die Festsetzung des Regelbedarfs hat die Auslandsvertretung die notwen-
digen Lebensbedürfnisse eines im Gastland lebenden Deutschen streng am tatsächlichen Bedarf 
zum Leben unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse im Aufenthaltsland zu orientie-
ren. 

Der Regelbedarf im Ausland kann gebildet werden auf der Grundlage des Preisindexes der Le-
benshaltung unter Berücksichtigung der Daten zu Mindestlöhnen und -gehältern, Mindestrenten-
satz sowie Inflationsraten in dem jeweiligen Aufenthaltsland. Die dem Statistischen Bundesamt 
vorliegenden Verbrauchergeldparitäten (Ergebnisse von Preisvergleichen für Waren und Dienst-
leistungen der Lebenshaltung) können bei der Ermittlung des Regelbedarfs herangezogen wer-
den. Dabei sind die im Aufenthaltsland ortsüblichen Gegebenheiten zu berücksichtigen. 

Eine Änderung des Regelbedarfs erfolgt in der Regel auf Vorschlag der Auslandsvertretung, 
wenn sich die wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich verändert haben. Unabhängig davon sollte 
eine Neuberechnung erfolgen, wenn die Berechnungsgrundlagen über eine längere Zeit (fünf 
bis sechs Jahre) nicht überprüft worden sind. 

Für im Ausland Inhaftierte können anstelle des Regelbedarfs die im Einzelfall unabweisbar not-
wendigen Hilfen unter Anwendung eines strengen Maßstabes erbracht werden (z.B. Bekleidungs-
beihilfen). 

 

10. Kostenersatz 
Der Kostenersatz nach Kapitel 13 Abschnitt 1 SGB XII als eigenständiger öffentlich rechtlicher 
Anspruch ist zu unterteilen in 

1. Kostenersatz durch Erben (§ 102 SGB XII) 
2. Kostenersatz bei schuldhaftem Verhalten (§ 103 SGB XII) 
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3. Kostenersatz für zu Unrecht erbrachte Leistungen (§ 104 SGB XII) 
4. Kostenersatz bei Doppelleistungen (§ 105 SGB XII) 

Für die Bearbeitung von Kostenersatzansprüchen wird auf die Fachanweisung zur 
Durchführung von Erstattungsverfahren nach §§ 106ff. SGB XII sowie §§ 102ff. SGB X verwiesen. 

Ob und wie Ansprüche bei im Ausland lebenden Erben durchgesetzt werden können, ist in 
enger Zusammenarbeit mit der Auslandsvertretung des jeweiligen Landes abzuklären. Für in 
Deutschland lebende Erben gelten die üblichen Regularien. 

 

11. Kostenbeteiligung des Bundes  
Die bis zum 31.05.1962 (Inkrafttreten des BSHG) geltende Regelung über die Kostenbeteiligung 
des Bundes an den Aufwendungen der Leistungen (Sozialhilfe) für bestimmte Deutsche im Aus-
land einschließlich der Krankenversorgung der Unterhaltshilfeempfänger nach § 276 LAG wird 
fortgesetzt. Den Erstattungszahlungen des Bundes liegen Abrechnungen der Träger der Sozial-
hilfe mit dem Bundesverwaltungsamt zu Grunde. Das Bundesverwaltungsamt erhält die finanzi-
ellen Mittel zur Begleichung der Erstattungsanforderungen aus dem Haushalt des BMAS. 

Der Umfang der Kostenbeteiligung ergibt sich nach Ziffer 2 des Rundschreibens des BMI vom 
24.07.1962 s. Anlage 9 des „Leitfaden für Leistungen an Deutsche im Ausland nach dem SGB 
XII“ der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe vom 20.06.2005). 

 

12. Übergangsregelungen 
12.1 § 132 Abs. 1 SGB XII: Besitzstandsregelung bei Leistungsbezug nach § 147b BSHG   
                                              ab 1992 
Es handelt sich um eine Besitzstandsregelung für Deutsche, die am 31.12.2003 Leistungen 
nach § 147b Bundessozialhilfegesetz (BSHG) bezogen haben, und danach ununterbrochen seit 
dem 01.01.2004. Diese erhalten bei fortbestehender Bedürftigkeit weiterhin Leistungen. Erfasst 
werden Personen, die  

- ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben  
- bereits am 01.07.1992 Leistungen nach § 119 BSHG bezogen und 
- am 26.6.1993 entweder das 60. Lebensjahr vollendet hatten oder zu diesem 

Zeitpunkt die Hilfe in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen Ein-
richtung erhielten. 

 

Hinsichtlich der Höhe der Leistungen sind für den Personenkreis der Übergangsregelungen in § 
132 Abs. 2 und 3 SGB XII die gleichen Maßstäbe anzulegen, wie bei den Leistungen nach § 24 
SGB XII. 

12.2 § 132 Abs. 2 SGB XII: Besitzstandsregelung bei Leistungsbezug nach § 119 BSHG 
vor 2004 
Die Vorschrift enthält in Satz 1 die Übergangsregelung für die Fälle, in denen vor Inkrafttreten 
des § 24 SGB XII Sozialhilfe an Deutsche im Ausland geleistet wurde und für die ein ausreichen-
der Vertrauensschutz gewährleistet werden soll. Danach können Deutsche im Ausland bei fort-
dauernder Bedürftigkeit weiterhin unbefristet Sozialhilfeleistungen nach dem bis dahin geltenden 
§ 119 BSHG erhalten, wenn sie vor dem 01. Januar 2004 mindestens 24 Kalendermonate lang 
(also vom 01.01.2002 bis 31.12.2003) ohne Unterbrechung Leistungen nach § 119 BSHG in der 

https://www.hamburg.de/contentblob/13058048/3269853ec984be6bff7dcf87766777f0/data/fa-sgbxii-106-00-kostenerstattung.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/13058048/3269853ec984be6bff7dcf87766777f0/data/fa-sgbxii-106-00-kostenerstattung.pdf
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__132.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s0646.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s0646.pdf%27%5D__1627969671736
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s0646.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s0646.pdf%27%5D__1627969671736
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am 31.12.2003 geltenden Fassung bezogen haben und in dem Aufenthaltsland über eine dauer-
hafte Aufenthaltsgenehmigung verfügen. Zum Vorliegen einer dauerhaften Aufenthaltsgenehmi-
gung s. auch Rundschreiben des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung an 
die überörtlichen Sozialhilfeträger vom 01.03.2004 – Az.: 521  (s. Anlage 9 des „Leitfaden für 
Leistungen an Deutsche im Ausland nach dem SGB XII“ der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe vom 20.06.2005). 

12.3 § 132 Absatz 3 SGB XII: Leistungsanspruch für Opfer des Nationalsozialismus 
Diese Regelung hat im bisher geltenden Recht keine Parallele. Sie stellt auf den Personenkreis 
des § 1 Bundesentschädigungsgesetz ab und bezweckt, dass Opfer der nationalsozialisti-
schen Verfolgung auch dann, wenn sie bislang keine Sozialhilfe im Ausland bezogen haben 
oder nicht die Voraussetzungen des § 132 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 oder des § 24 erfüllen, 
weiterhin in außergewöhnlichen Notlagen Sozialhilfe im Ausland erhalten können. Das gilt, wenn 
sie vor dem 1. Januar 1950 Deutschland verlassen haben und in dem Aufenthaltsland über 
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht verfügen. Es gilt jedoch § 24 Absatz 2 SGB XII. 

12.4 § 133 SGB XII: Besondere Hilfen für Deutsche nach Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz 
Es handelt sich um eine eigenständige, in sich abgeschlossene Vorschrift, die als Rechtsfolge 
„besondere Hilfen“ vorsieht, deren Höhe sich nach den im Aufenthaltsland in vergleichbaren Le-
bensumständen üblichen Leistungen bemisst. 

Die Auslandsvertretungen in dem im Gesetz genannten Gebiet sind gehalten, die in dieser Vor-
schrift genannten Deutschen an das Deutsche Rote Kreuz, Generalsekretariat, Suchdienst 
Hamburg, zu verweisen. 

 

C. Berichtswesen  
Die für das Controlling benötigten Daten werden, soweit verfügbar, aus dem Datawarehouse 
entnommen.  

Für das Berichtswesen relevante Angaben sind:  

- Bezug von laufenden Leistungen nach § 24 SGB XII  
- Bezug von einmaligen Leistungen nach § 24 SGB XII 

 

D. Inkrafttreten 
Diese Fachanweisung tritt am 01.12.2021 in Kraft und am 30.11.2026 außer Kraft. 

Sie ersetzt folgende bestehende Regelungen, die mit Inkrafttreten dieser Fachanweisung außer 
Kraft treten: 

- Konkretisierungen zu § 24 SGB XII (Gz. SI 42/ 106.34) vom 21.12.2005 

https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.bagues.de/spur-download/bag/LeitfadenText.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__133.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html
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